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Ampel-Koalition setzt auf Arbeitsanreize
und neue Bürgergeld-Prämie

Ampel plant neue Prämie für Bürgergeld-Bezieher: Details
zur geplanten &quot;Anschubfinanzierung&quot; für

Arbeitnehmer - alle Infos hier! Stand: 08.07.2024.

Bürgergeld-Empfänger erhalten Prämie zur
Förderung der Arbeitsaufnahme

Die Diskussionen um das Bürgergeld in der Ampel-Koalition
nehmen Fahrt auf. Die Regierung plant nicht nur mögliche
Einsparungen, sondern auch Maßnahmen, um Empfänger
schneller in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Ein
Schlüsselprojekt hierbei ist die Einführung einer
Anschubfinanzierung, um den Einstieg in einen Job attraktiver zu
gestalten.

Finanzielle Unterstützung für den
Arbeitsbeginn

Die Ampel-Koalition hat sich zum Ziel gesetzt, die finanziellen
Anreize für die Aufnahme und Ausweitung der Erwerbsarbeit zu
erhöhen. Dies beinhaltet, dass Arbeitnehmer einen größeren
Anteil ihres zusätzlichen Bruttoeinkommens behalten können.
Die Parteien SPD, Grüne und FDP konzentrieren sich dabei auf
die Einkommensgrenzen für Sozialleistungen wie das
Bürgergeld.

Um den Übergang vom Bürgergeld zur Erwerbsarbeit zu
erleichtern, wird eine Prämie in Form einer Anschubfinanzierung



eingeführt. Diese soll es denjenigen, die aus dem Bürgergeld
heraus eine Stelle annehmen, ermöglichen, im ersten Jahr ihrer
Erwerbstätigkeit mehr von ihrem Einkommen zu behalten, ohne
dass dies auf andere Leistungen angerechnet wird.

Verstärkte Arbeitsanreize und geplante
Maßnahmen

Zusätzlich zu der Anschubfinanzierung erwägt die Ampel-
Regierung weitere Schritte, um die Bereitschaft zur Arbeit zu
stärken. Neben dem Bürgergeld werden auch die
Unterkunftskosten, das Wohngeld sowie das Kindergeld und der
Kinderzuschlag in Betracht gezogen. Die Regierung erhofft sich
durch diese Maßnahmen eine finanzielle Entlastung des Staates.

Erhöhung des Drucks auf Bürgergeld-
Empfänger

Parallel zu den positiven Arbeitsanreizen plant die Ampel-
Koalition auch eine Verschärfung der Sanktionen für Bürgergeld-
Empfänger. Ein Fokus liegt dabei auf der Wiederherstellung des
Prinzips der Gegenleistung, um die Akzeptanz der Leistungen zu
sichern und mehr Menschen in den Arbeitsmarkt zu bringen. Die
Definition einer zumutbaren Arbeit wird erweitert, und die
Sanktionen bei abgelehnten Jobangeboten sollen verschärft
werden.

Es ist geplant, denjenigen, die sich komplett gegen die
Arbeitsaufnahme sträuben, schrittweise über Ein-Euro-Jobs den
Weg zurück in den Arbeitsmarkt zu ebnen. Die Ampel-Regierung
setzt somit auf eine Kombination aus Anreizen und Sanktionen,
um die Beschäftigung von Bürgergeld-Empfängern zu fördern
und das öffentliche Budget zu entlasten.
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Details
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